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Gesetz betreffend Einreihung und Entlöhnung
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kantons Basel-Stadt
(Lohngesetz)
Vom 18. Januar 1995

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, auf Antrag des Regie-
rungsrates, beschliesst:

erster abschnitt

Geltungsbereich

§ 1.1) Dieses Gesetz findet Anwendung auf alle beim Kanton Basel-
Stadt beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
2 In einer Verordnung setzt der Regierungsrat fest, welche Bestim-
mungen dieses Gesetzes auch für die Inhaberinnen und Inhaber von
Nebenämtern gelten, und erlässt für diese die erforderlichen Bestim-
mungen.
3 Auf Durchgangspositionen (wie zum Beispiel bei Assistenz- und
Oberärzten und -ärztinnen), Praktika und Volontariate zwecks berufli-
cher Aus-, Weiter- und Fortbildung sowie auf Berufslehrgänge und Be-
rufslehren findet das Lohngesetz keine Anwendung. Soweit für solche
Dienstverhältnisse weder Verordnungen noch Reglemente bestehen,
erlässt das Personalamt2) entsprechende Weisungen und regelt die
Lohnansätze nach einheitlichen Gesichtspunkten.

zweiter abschnitt

Einreihungsplan und Richtpositionen

§ 2. In einem auf Verordnungsstufe festgelegten Einreihungsplan
werden die einzelnen Richtpositionen aufgelistet, die nach Funktions-
bereichen und Lohnklassen geordnet sind.
2 Der Regierungsrat passt den Einreihungsplan veränderten Verhält-
nissen an, insbesondere bei Änderungen der Berufs- und Funktionsbil-
der. Gleichstellungsfachstellen werden dabei entsprechend angehört.
3 In einer Verordnung umschreibt der Regierungsrat die einzelnen
Richtpositionen.

1) § 1 Abs. 1 und 2 in der Fassung von § 44 lit. f des Personalgesetzes vom 17. 11.
1999 (wirksam seit 1. 7. 2000, SG 162.100).

2) §§ 1 Abs. 3, 6 Abs. 2 und 3, 24 Abs. 1 sowie 25 Abs. 2: Umbenennung des Perso-
nalamtes gemäss RRB vom 17. 3. 1998 in «Zentraler Personaldienst».

1

Lohngesetz 164.100



22

Klassen

§ 3. Für die Einreihung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen
28 Lohnklassen zur Verfügung.
2 Für die Lohnansätze ist der Anhang 1 massgebend. Er bildet Geset-
zesbestandteil.
3 Der Regierungsrat überprüft periodisch das staatliche Lohngefüge
auf die aktuelle Marktkonformität und unterbreitet allfällig dem Gros-
sen Rat Anträge auf Anpassung der Lohnkurve.

Stufen und Anlaufstufen

§ 4. Jede Lohnklasse hat 3 Anlauf-, 18 Jahres- und 6 Zweijahresstu-
fen.
2 Der Stufenverlauf ist im Anhang 2 festgelegt. Er bildet Gesetzesbe-
standteil.

dritter abschnitt

Einreihung der Stellen nach den Grundsätzen der Arbeitsbewertung

§ 5. Die Einreihung der Stellen erfolgt nach den Grundsätzen der Ar-
beitsbewertung durch ihre Zuordnung auf die Richtpositionen, unter
Berücksichtigung der Organisationsstruktur sowie aufgrund abtei-
lungsübergreifender Quervergleiche.

Einreihungskompetenz

§ 6. Der Regierungsrat ist für die Einreihung sämtlicher Stellen in die
Lohnklassen zuständig.
2 Die Einreihung der Stellen erfolgt unter Mitwirkung der Departe-
mente, der Direktionen bzw. der Gerichte sowie des Personalamtes3).
3 Besteht zwischen dem Departement, der Direktion bzw. dem Ge-
richt und dem Personalamt4) über die Einreihung Uneinigkeit, so ent-
scheidet der Regierungsrat nach Anhören der Begutachtungskommis-
sion der Paritätischen Kommission für Personalangelegenheiten.
4 Das Verfahren regelt der Regierungsrat in einer Verordnung.

3) § 6 Abs. 2: Siehe Fussnote 2.
4) § 6 Abs. 3: Siehe Fussnote 2.

2

164.100 Staatspersonal: Lohn und Entschädigungen



1. 1. 2007 75
33

Neueinreihung

§ 7. Hat sich infolge einer Veränderung der bisherigen Struktur einer
Organisationseinheit oder infolge einer Funktionsveränderung der
Schwierigkeitsgrad einer Stelle erheblich geändert, so nimmt der Re-
gierungsrat die Neueinreihung gemäss §5 und § 6 Abs. 1 und 2 dieses
Gesetzes vor.
2 Das Verfahren regelt der Regierungsrat in einer Verordnung.
3 Die Einreihungsverfügung kann innert 30 Tagen von der Stelleninha-
berin bzw. vom Stelleninhaber oder einer Vorgesetzten bzw. einem
Vorgesetzten durch Einsprache beim Regierungsrat angefochten wer-
den. Der Regierungsrat entscheidet nach Anhören der Begutachtungs-
kommission der Paritätischen Kommission für Personalangelegenhei-
ten. In gleicher Weise kann über die Ablehnung, das Verfahren der
Neueinreihung durchzuführen, der Entscheid des Regierungsrates ver-
langt werden.
4 Für den Weiterzug des Entscheides des Regierungsrates ist das Ver-
waltungsrechtspflegegesetz massgebend.

Stufenfestsetzung und Einstell-Lohn

§ 8. Die zuständige Behörde nimmt die Einstufung vor.
2 Bei der Einstellung kann nebst der bisherigen Berufserfahrung be-
rufsförderliche allgemeine Lebenserfahrung, insbesondere in der Fa-
milienarbeit, angemessen angerechnet werden.
3 Es kann ein Einstell-Lohn festgesetzt werden, der unterhalb der zu-
treffenden Lohnklasse liegt.
4 Kompetenzen und Verfahren regelt der Regierungsrat in einer Ver-
ordnung.

vierter abschnitt

Ausserordentliche Einreihung ad personam

§ 9. Die Einreihung der Stellen gemäss § 5 dieses Gesetzes erfolgt
grundsätzlich funktionsbezogen. In begründeten Fällen, namentlich
bei ausserordentlicher persönlicher Prägung der Funktion durch die
Stelleninhaberin oder den Stelleninhaber oder zur Gewinnung, Erhal-
tung oder Auszeichnung besonders hervorragender Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, kann der Regierungsrat ausserordentliche Einreihun-
gen ad personam vornehmen.
2 Das Verfahren regelt der Regierungsrat in einer Verordnung.
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Abweichung beim Stufenaufstieg

§ 10. Nach Massgabe der persönlichen Leistung der Mitarbeiterin
bzw. des Mitarbeiters kann vom regulären Stufenaufstieg gemäss § 4
(Verzögerung oder Beschleunigung) abgewichen werden. Die Beurtei-
lung der Leistung ist von der zuständigen Behörde auf der Basis eines
Beurteilungssystems vorzunehmen.
2 Über Abweichungen vom Stufenaufstieg entscheidet die Wahlbe-
hörde.5)

3 Das Verfahren, insbesondere Art und Umfang der Abweichung, re-
gelt der Regierungsrat in einer Verordnung.

Anerkennungsprämie

§ 11. Für hervorragende Leistungen kann der Regierungsrat an Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter einmalige Anerkennungsprämien aus-
richten.
2 Der Regierungsrat erlässt in einer Verordnung die notwendigen Be-
stimmungen.

Übernahme neuer Aufgaben6)

§ 12.6) Bei der Übernahme neuer Aufgaben im Sinne von § 12 Abs. 3
des Personalgesetzes behält die Mitarbeiterin beziehungsweise der
Mitarbeiter den frankenmässigen Lohnanspruch seiner bisherigen Ein-
reihung und Einstufung.
2 Zulagen, die ihren Grund in Besonderheiten der alten Stelle haben,
bleiben nur dann bestehen, wenn die neue Stelle die gleichen Beson-
derheiten ebenfalls aufweist.

Überzeitarbeit und Stellvertretung

§ 13. Die Zulagen für Überzeit und Stellvertretung richten sich nach
den Bestimmungen des Beamtengesetzes und weiterer einschlägiger
Gesetze samt den dazugehörigen Verordnungen.

Von der Norm abweichende Einteilung der Arbeitszeit

§ 14. Bei stark von der Norm abweichender Einteilung der Arbeits-
zeit werden Zulagen in Form von Geld bzw. Zeit ausgerichtet. Diese
Zulagen werden unter Berücksichtigung der Teuerungsentwicklung
periodisch angepasst.
2 Der Regierungsrat erlässt in einer Verordnung die notwendigen Be-
stimmungen.

5) § 10 Abs. 2 geändert durch Abschn. II des GRB vom 20. 11. 1996 (Änderung
des Verwaltungsrechtspflegegesetzes, wirksam seit 1. 2. 1997).

6) § 12: Titel und Abs. 1 in der Fassung von § 44 lit. f des Personalgesetzes vom
17. 11. 1999 (wirksam seit 1. 7. 2000, SG 162.100).
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Arbeitsmarktzulage

§ 15.7) Der Regierungsrat kann aufgrund der Verhältnisse auf dem
Arbeitsmarkt zur Gewinnung und Erhaltung von qualifiziertem Perso-
nal für einzelne Funktionen sowie für Berufsgruppen oder Teilen
davon eine befristete Marktzulage gewähren. Diese darf höchstens
10% des durchschnittlichen Bruttolohnes der zutreffenden Lohnklasse
betragen.
2 Entsprechende Beschlüsse des Regierungsrates werden der Finanz-
kommission zur Kenntnis gebracht.

Weitere Zulagen

§ 15a.8) Weitere Zulagen werden vom Regierungsrat nur unter der
Voraussetzung gewährt, dass sie mit den Erkenntnissen und Ergebnis-
sen der Arbeitsbewertung nicht in Widerspruch stehen. Diese Zulagen
werden unter Berücksichtigung der Teuerungsentwicklung periodisch
angepasst.
2 Der Regierungsrat erlässt in einer Verordnung die notwendigen Be-
stimmungen.

Kinderzulagen

§ 16. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben einen Anspruch auf
Kinderzulagen für ihre in der Schweiz oder im Ausland lebenden Kin-
der. Sind mehrere Personen anspruchsberechtigt, wird höchstens der
Betrag einer vollen Zulage ausgerichtet.
2 Bei der Festlegung der Höhe der Kinderzulage wird berücksichtigt:

a) das Alter des Kindes;
b) das Vorliegen einer Ausbildungssituation beim Kind;
c) ein allfälliger Anspruch des Kindes auf Invalidenrente;
d) ein allfälliges Einkommen bzw. Ersatzeinkommen des Kindes.

3 Der Regierungsrat erlässt die erforderlichen Bestimmungen in einer
Verordnung. Insbesondere regelt er die Anspruchskonkurrenz, den
Anspruch bei Teilzeitbeschäftigten, die Nachforderung sowie die
Rückerstattung von Kinderzulagen.

Unterhaltszulage

§ 17. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die gemäss § 16 dieses Geset-
zes eine Kinderzulage erhalten oder eine Kinderzulage über den Ali-
mentenweg beziehen, haben Anspruch auf eine Unterhaltszulage. Der
Anspruch auf die Unterhaltszulage erlischt mit dem Verlust des An-
spruchs auf Kinderzulage gemäss § 16 dieses Gesetzes.

7) § 15 eingefügt durch GRB vom 10. 1. 2001 (wirksam seit 1. 1. 2001, publiziert am
13. 1. 2001). Dadurch wurde der bisherige § 15 zu § 15a.

8) § 15a: Siehe Fussnote 7.
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2 Ebenfalls Anspruch auf eine Unterhaltszulage haben Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, wenn sie im Sinne von Art. 328 ZGB für den Un-
terhalt von im gleichen Haushalt lebenden Verwandten aufkommen.
Davon ausgenommen ist die Unterhaltspflicht des Ehegatten bzw. der
Ehegattin und des eingetragenen Partners bzw. der eingetragenen Part-
nerin.8a)

3 In einer Verordnung erlässt der Regierungsrat die erforderlichen Be-
stimmungen.

Dienstwohnung

§ 18. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die eine Dienstwohnung be-
wohnen, haben hiefür eine angemessene Miete zu entrichten.
2 In einer Verordnung erlässt der Regierungsrat die erforderlichen Be-
stimmungen.

Unterkunft und Verpflegung

§ 19. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Unterkunft oder Verpfle-
gung erhalten, haben hiefür eine angemessene Entschädigung für sich
und allfällige Familienangehörige sowie Mitbewohnerinnen und Mit-
bewohner zu entrichten.
2 In einer Verordnung erlässt der Regierungsrat die erforderlichen Be-
stimmungen.

Nebeneinkünfte

§ 20. Wirken Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter in Behörden, Kom-
missionen oder anderen Institutionen, an denen der Kanton Basel-
Stadt beteiligt oder interessiert ist, mit, so haben sie die ihnen zukom-
menden Vergütungen an den Staat abzuliefern, soweit diese den Betrag
von Fr. 20000.– pro Jahr übersteigen. Bei Nebeneinkünften von mehr
als Fr. 20000.– pro Jahr verbleibt dem Mitarbeiter bzw. der Mitarbeite-
rin ein Freibetrag im Umfang von 5% der den Betrag von Fr. 20 000.–
übersteigenden Einkünfte.
2 Die Ablieferungspflicht besteht nicht für Entschädigungen, die für
die Mitwirkung in einer vom Volk oder vom Parlament gewählten Be-
hörde des Kantons Basel-Stadt seiner Gemeinden oder des Bundes
ausgerichtet werden.
3 Nach Anhören der Begutachtungskommission der Paritätischen
Kommission für Personalangelegenheiten kann der Regierungsrat ab-
weichende Regelungen treffen.

8a) § 17 Abs. 2 in der Fassung von Abschn. II., 6., des GRB vom 18. 10. 2006 (wirk-
sam seit 1. 1. 2007; Ratschlag Nr. 05.1156.01).
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Auszahlung des Lohnes

§ 21. Der Jahreslohn wird in dreizehn gleichen Teilbeträgen ausbe-
zahlt. Ein Dreizehntel des Lohnes (ausgenommen Sozialzulagen) wird
monatlich, ein Dreizehntel Ende November als 13. Monatslohn ausge-
richtet.
2 Beginnt oder endet das Dienstverhältnis während des Kalenderjah-
res, so wird der 13. Monatslohn im Verhältnis zur Dienstdauer während
des Kalenderjahres ausgerichtet.

Anpassung an die Teuerung

§ 22. Die im Anhang 1 zum Lohngesetz bestimmten Ansätze werden
jeweils auf den 1. Januar entsprechend dem Basler Index der Konsu-
mentenpreise vom November des Vorjahres neu festgesetzt.
2 Die Anpassung der Ansätze gemäss Abs. 1 erfolgt degressiv ausge-
hend von 100% in Lohnklasse 1 bis 8, bis auf 65% in Lohnklasse 28.

Dienstaltersgeschenke

§ 23. Jeder Mitarbeiterin und jedem Mitarbeiter wird nach 10 und je-
weils 5 weiteren Dienstjahren ein Dienstaltersgeschenk ausgerichtet.
Dieses entspricht beim 10. und 15. Dienstjahr einem Viertel des Mo-
natslohnes, beim 20. Dienstjahr einem halben Monatslohn, beim 25.,
30. und 35. Dienstjahr einem ganzen Monatslohn. Beim 40. Dienstjahr
entspricht das Dienstaltersgeschenk zwei Monatslöhnen. Das Dienstal-
tersgeschenk kann, soweit der Betrieb es erlaubt, in bezahlten Urlaub
umgewandelt werden. Der Urlaub kann auf 5 Jahre verteilt bezogen
werden.

Weiterzahlung des Lohnes im Todesfall

§ 24. Den nächsten Angehörigen, an deren Lebensunterhalt die ver-
storbene Mitarbeiterin oder der verstorbene Mitarbeiter wesentlich
beigetragen hat, wird bis Ende des dritten dem Todestag folgenden Mo-
nats der Lohn im Umfang der Differenz der Rentenleistung gemäss
Pensionskassengesetz zum bisherigen Lohn weiter ausgerichtet. In be-
sonderen Fällen kann das Personalamt9) diese Frist um höchstens 3 Mo-
nate verlängern.
2 Um Härtefälle zu vermeiden, kann es für eine Frist im Rahmen der
Zeitdauer gemäss Abs. 1 die weitere Auszahlung des Lohnes an Ange-
hörige auch beschliessen, wenn die Verstorbene bzw. der Verstorbene
an deren Lebensunterhalt nicht beigetragen hat.

9) § 24 Abs. 1: Siehe Fussnote 2.
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Ausführungsbestimmungen

§ 25. Nach Anhören der Paritätischen Kommission für Personalange-
legenheiten erlässt der Regierungsrat die zur Handhabung dieses Ge-
setzes erforderlichen Ausführungsbestimmungen.
2 Er ist befugt, das Personalamt10) zum Erlass von Richtlinien für die
Behandlung von Einzelfragen zu ermächtigen.

fünfter abschnitt

Übergangsordnung, Abänderung anderer Gesetze,
Schlussbestimmungen

Beamtenstellung

§ 26.11)

Befristete Sanierungsmassnahmen: Änderung der Teuerungsausgleichs-
regelung12)

§ 27.12) Der Lohnanspruch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
wird wie folgt geändert:

In Abweichung von § 22 Abs. 1 dieses Gesetzes wird der Teuerungs-
ausgleich auf die Löhne der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den
Jahren 2005, 2006 und 2007 im Umfang von insgesamt maximal 2 Pro-
zentpunkten nicht gewährt. Ein allfällig diese 2 Prozentpunkte über-
schiessender Teil wird für die Angleichung der Löhne berücksichtigt.

Befristete Sanierungsmassnahmen: Änderung der Teuerungsausgleichs-
regelung und einmaliger Verzicht auf den Stufenaufstieg

§ 27a.13)

§ 27b.14)

Aufhebung der Sistierung der Teuerungsausgleichsregelung

§ 27c.15)

10) § 25 Abs. 2: Siehe Fussnote 2.
11) § 26 aufgehoben durch § 44 lit. f des Personalgesetzes vom 17. 11 1999 (wirk-

sam seit 1. 7. 2000, SG 162.100).
12) § 27 samt Titel in der Fassung des GRB vom 8. 12. 2004 (wirksam seit 1. 1. 2005;

Ratschlag Nr. 9374A, Kommissionsbericht Nr. 9405).
13) §§ 27a, 27b und 27c aufgehoben durch GRB vom 8. 12. 2004 (wirksam seit 1. 1.

2005; Ratschlag Nr. 9374A, Kommissionsbericht Nr. 9405).
14) § 27b: Siehe Fussnote 13.
15) § 27c: Siehe Fussnote 13.
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Versicherung der Lohnerhöhung

§ 28. Erhöht sich bei einem Mitglied der Abteilung I der Pensions-
kasse der anrechenbare Lohn, so hat es für die Differenz, mit Aus-
nahme einer allfällig gleichzeitig durch die aufgelaufene Teuerung des
Vorjahres bedingten Erhöhung, einen auf 12 Monate verteilten Beitrag
von 50% der Erhöhung zu leisten.
2 Die darüber hinausgehende Differenz im erforderlichen Deckungs-
kapital wird der Garantieverpflichtung des Staates belastet.

§ 29.16)

Zulagen

§ 30. Auf den 1. Juli 1995 fallen sämtliche bisher gemäss den §§ 15 und
18 des Lohngesetzes vom 12. November 1970 bewilligten Zulagen weg.
Bisherige Zulagen, die weiterhin bestehen bleiben sollen und nicht auf-
grund anderer gesetzlicher Bestimmungen gewährt werden, sind vom
Regierungsrat, gestützt auf § 15 dieses Gesetzes, neu zu beschliessen.

Dienstaltersgeschenk

§ 31. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am 1. Juli 1995 mehr als
15 Dienstjahre aufweisen, haben Anspruch auf die Bezüge nach bishe-
rigem Recht, wobei die Bezüge, die die Ansätze gemäss neuem Recht
übersteigen, ausschliesslich in Freizeit abgegolten werden.
2 In Härtefällen entscheidet der Departementsvorsteher bzw. die De-
partementsvorsteherin, ob von der Forderung der Freizeitabgeltung
für den das neue Recht übersteigenden Anspruch gemäss Abs. 1 Um-
gang genommen werden kann.

Änderung anderer Gesetze

§ 32.17)

Aufhebung bisherigen Rechts

§ 33. Durch dieses Gesetz werden folgende Gesetze aufgehoben:
1. Gesetz betreffend die Einreihung und Entlöhnung der Mitarbeiter

des Kantons Basel-Stadt (Lohngesetz) vom 12. November 1970.
2. Gesetz betreffend die Gewährung eines 13. Monatslohnes an die

Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung des Kantons Basel-Stadt
vom 28. September 1972.

16) § 29 aufgehoben durch GRB vom 10. 12. 1997 (wirksam seit 1. 1. 1998).
17) § 32: Diese Änderungen werden hier nicht abgedruckt.
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Rechtskraft und Wirksamkeit

§ 34. Dieses Gesetz ist zu publizieren; es unterliegt dem Referendum
und wird nach Eintritt der Rechtskraft vom Regierungsrat auf den
1. Juli 1995 in Wirksamkeit gesetzt.
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Anhang 118)

Lohntabelle 2007
(Jahreslohn, inklusive 13. Monatslohn, Werte gerundet auf CHF –.25;
Basis: Index der Basler Konsumentenpreise; Stand: 100,5 Punkte)

Lohnklasse Jahreslohn
Stufe A
CHF

Jahreslohn
Stufe 1
CHF

Jahreslohn
Stufe 31
CHF

1 36'793.25 41'808.00 60'206.25
2 38'122.50 43'319.25 62'380.50
3 39'526.50 44'915.00 64'678.25
4 41'050.75 46'647.25 67'174.25
5 42'721.25 48'548.50 69'907.50
6 44'586.75 50'667.50 72'962.50
7 46'683.00 53'049.75 76'391.25
8 49'049.00 55'737.50 80'262.00
9 51'710.75 58'763.25 84'620.25

10 54'707.25 62'166.00 89'518.00
11 58'061.25 65'978.25 95'010.50
12 61'824.75 70'255.25 101'166.00
13 66'007.50 75'010.00 108'013.75
14 70'651.75 80'284.75 115'612.25
15 75'783.50 86'118.50 124'010.25
16 81'425.50 92'530.75 133'243.50
17 87'607.00 99'554.00 143'357.50
18 94'347.50 107'211.00 154'384.75
19 101'669.75 115'534.25 166'370.75
20 109'593.25 124'540.00 179'335.00
21 118'137.50 134'244.50 193'313.25
22 127'315.50 144'677.00 208'334.75
23 137'137.00 155'840.75 224'409.25
24 147'615.00 167'745.50 241'553.00
25 158'762.50 180'410.75 259'792.00
26 170'582.75 193'846.25 279'136.00
27 183'088.75 208'055.25 299'601.25
28 196'270.75 223'034.50 321'168.25

18) Anhang 1: Lohnansätze um real 0,5% erhöht gemäss GRB vom 12. 12. 2001
(wirksam seit 1. 1. 2002). Tabelle in der Fassung des RRB vom 19. 12. 2006.
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neuer Stufenverlauf

Stufe Intervall

A– 1 4%
1– 3 4%
3– 5 3%
5–12 2%

12–19/20 1%
19/20–31 1,5%*

* alle 2 Jahre




